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Stadt Gladbeck Gladbeck, 17.01.2023 

 Vorlage Nr. 230043 

Federf. Stadtamt: Amt für Migration und Zusammenleben 

Vorlage für den Berichterstatter:in Zuständigkeit Sitzung am Punkt 

Integrationsrat Rainer Weichelt 

Erster Beigeordneter 

Kenntnisnahme 31.01.2023 4 

 

öffentliche Sitzung 

 
Betrifft: 

Inkrafttreten des Chancen-Aufenthaltsrechtes 

 
Begründung: 

 

Das Gesetz zur Einführung eines Chancen-Aufenthaltsrechts ist in Kraft getreten. Mit der 

Neuregelung vollzieht die Bundesregierung einen ersten wichtigen Schritt auf dem Weg zu 

einem Neuanfang in der Asyl-, Migrations- und Integrationspolitik sowie einer umfassen-

den Modernisierung des Einwanderungsrechts. Die im Gesetz geregelte 18-monatige Auf-

enthaltserlaubnis wird langjährig Geduldeten die Möglichkeit geben, die notwendigen Vo-

raussetzungen für ein dauerhaftes Bleiberecht in Deutschland zu erfüllen. Damit wird die 

bisherige Praxis der Kettenduldungen beendet. In Gladbeck leben derzeit ca. 236 gedulde-

te Personen. 129 Personen erfüllen die zeitlichen Voraussetzungen zur Beantragung des 

Aufenthaltsrechtes.  

 

In der Sitzung wird Frau Böger ergänzend berichten.  
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Finanzielle Auswirkungen: 

 

keine X 

  

folgende  

 

Ergebnisrechnung 

 

Ertrag €   Aufwand € 

      

einmalig    einmalig  

jährlich    jährlich  

      

    darin enthalten:  

    Personalaufwand  

    Sach- und  

  Dienstleistungen  

 Transferaufwand  

investiver Finanzplan 

 

Einzahlung €   Auszahlung € 

      

einmalig    einmalig  

jährlich    jährlich  

      

darin enthalten:      

Zuschüsse      

Beiträge Dritter      

 

Haushaltsmittel stehen:   zur Verfügung   nicht zur Verfügung 

 

 

 

 

Klimarelevante Auswirkungen: 

 

 keine wesentliche Klimarelevanz  

 Die Durchführung der Haupt- und Alternativenprüfung war daher nicht notwendig (keine Anlage). 

 

X keine negative oder eine positive Klimawirkung 

 Die Durchführung der Alternativenprüfung war daher nicht notwendig (keine Anlage). 

 

 eine negative Klimawirkung 

 Die Alternativenprüfung wurde durchgeführt und das Prüfungsergebnis ist als Anlage beigefügt. 

 



- 3 - 
 

Beschlussentwurf: 

 

Der Integrationsrat nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 

 

 

 Die Bürgermeisterin 

In Vertretung 

 

 
 

 - Rainer Weichelt - 

 Erster Beigeordneter 

 

______________________________________________________________________ 

 

In der Sitzung des 

X Integrationsrates 

 Rates 

 Haupt-, Finanz- und Digitalisierungsausschusses 

 am ________________ (nicht - öffentlicher Teil) wurde wie folgt beschlossen: 

 

 


